
Beilage 1574/2015 zu den Wortprotokollen des Oö. Landtags 
XXVII. Gesetzgebungsperiode   

 

Initiativantrag 

 

der unterzeichneten Abgeordneten des Oberösterreichischen Landtags 

betreffend die Änderung des Oö. Bediensteten-Zuweisungsgesetz 2015  

 

Gemäß § 25 Abs. 6 LGO 2009 wird dieser Antrag als dringlich bezeichnet. 

 
Der Oö. Landtag möge beschließen: 
 
Das Oö. Bediensteten-Zuweisungsgesetz 2015 (Oö. B-ZG 2015), LGBl. Nr. 54/2015, wird wie folgt 

geändert:  

 
1. Im § 12 Abs. 1, 6 und 11 wird das Datum „30. Dezember 2015“ durch das Datum „31. De-

zember 2015“ ersetzt. 

2. Im § 12 Abs. 7 wird das Datum „29. Dezember 2015“ durch das Datum „30. Dezember 

2015“ ersetzt. 

3. Im § 12 wird folgender Abs. 13 angefügt:  

"(13) Verordnungen, die auf Grund § 12 Abs. 12 bereits mit Inkrafttreten zum 30. Dezember 

2015 erlassen wurden, treten mit Inkrafttreten dieses Landesgesetzes, somit mit 31. De-

zember 2015 in Kraft." 

 

Begründung 

 

Im Rahmen der detaillierten Aufbereitung der zur Übertragung der Krankenanstaltenbetriebe des 

Allgemeinen Krankenhauses der Stadt Linz (AKh), der Landes-Nervenklinik Wagner-Jauregg Linz 

(LNK) und der Landes- Frauen- und Kinderklinik Linz (LFKK) an die Kepler Universitätsklinikum 

GmbH erforderlichen Transaktionen wurde erhoben, dass eine Antragstellung beim Firmenbuch 

auf Eintragung der Betriebsübertragungen am 31. Dezember 2015 aus EDV-technischen Gründen 

nicht möglich ist, weshalb die dazu erforderlichen Transaktionen am 30. Dezember 2015 durchge-

führt werden müssen. 

 

Um die Krankenanstaltenbetriebe der LNK und der LFKK überhaupt an die Kepler Universitätskli-

nikum GmbH übertragen zu können, ist es erforderlich, die seinerzeitige Ausgliederung der Lan-

deskrankenanstalten in die Oö. Gesundheits- und Spitals-AG partiell rückabzuwickeln. Dazu sind 

diese Krankenanstaltenbetriebe zunächst aus ihrer bisherigen Trägerstruktur herauszulösen und 

im Wege der Ausschüttung einer Sachdividende an das Land Oberösterreich zu transferieren. Dies 

erfolgt am 30. Dezember 2015, 24:00 Uhr. Unmittelbar im Anschluss daran, nämlich am 

31.12.2015, 00:00 Uhr, werden die Krankenanstaltenbetriebe neuerlich ausgegliedert, indem sie in 

die Kepler Universitätsklinikum GmbH eingebracht werden.  

 

Parallel dazu löst die Stadt Linz mit dem gleichen Timing die AKh Allgemeines Krankenhaus der 

Stadt Linz GmbH gemäß § 95 GmbHG mit Wirkung zum 30.12.2015, 20:00 Uhr, auf, wodurch das 



gesamte Vermögen an die Stadt Linz rückübertragen wird. Sodann bringt die Stadt Linz den ge-

samten Betrieb des Allgemeinen Krankenhauses der Stadt Linz mit Wirkung ab 31. Dezember 

2015, 00:00 Uhr, in die Kepler Universitätsklinikum GmbH ein. 

 

Mit dieser Vorgangsweise soll einerseits ein nahtloser Betriebsübergang gewährleistet und ein 

Risiko des Landes Oberösterreich sowie der Stadt Linz aus dem Krankenanstaltenbetrieb mini-

miert, andererseits die Erstellung einer Zwischenbilanz vermieden werden, weil gemäß dem Fach-

gutachten KFS/RL 25 (Rechnungslegung bei Umgründungen), Rz 22, keine Bedenken bestehen, 

wenn bei einem Umgründungsstichtag, der einen Tag vom Regelbilanzstichtag abweicht, der 

Schlussbilanz die Ansätze der Jahresbilanz zugrunde zu legen sind, sofern die Auswirkungen all-

fälliger Geschäftsfälle an diesem Tag auf die Vermögens- Finanz- und Ertragslage der übertragen-

den Gesellschaft nicht wesentlich sind. Angesichts dieses Fachgutachtens darf also nicht mehr als 

ein Tag zwischen der Umgründung und dem Regelbilanzstichtag liegen, weshalb ein Vermögens-

transfer an die Kepler Universitätsklinikum GmbH erst mit Wirkung ab 31. Dezember 2015, 00:00 

Uhr, möglich ist.  

 

Mit dem Inkrafttreten des Oö. B-ZG 2015 am 30. Dezember 2015 würden der Kepler Universitäts-

klinikum GmbH die in den betroffenen Krankenanstaltenbetrieben beschäftigten Bediensteten der 

Kepler Universitätsklinikum GmbH also einen Tag vor der Einbringung dieser Krankenanstaltenbe-

triebe zugewiesen, weshalb zur Harmonisierung der Einbringungsmaßnahmen das Inkrafttreten 

des Oö. B-ZG 2015 mit Wirkung ab 31. Dezember 2015 festzulegen ist. 

 
Es wurden bereits Verordnungen auf Grund § 12 Abs. 12 Oö. B-ZG 2015 erlassen. Diese sollen 

nun ebenfalls mit Inkrafttreten dieses Landesgesetzes, somit mit 31. Dezember 2015 in Kraft tre-

ten.  

 

Linz, am 6. Juli 2015 

 

 
(Anm.: ÖVP-Fraktion) 
Stelzer, Tausch, Schillhuber, Ecker, Kirchmayr, Alber, Weixelbaumer, Jachs, Hingsamer, 
Höckner, Lackner-Strauss, Weinberger, Langer-Weninger, Aichinger, Brunner  
 
(Anm.: SPÖ-Fraktion) 
Makor  


